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— * minifteriums, betreffend Anpaſſung der Staats, und Gemeindeſteuern an die Geldwertänderung, S. 484. — Zweite Aus ; 
führungsverordnung des Juſtizminiters zum Reichsgeſetz über Mieterſchutz und Mieteinigungsämter vom 1. Juni 1923, 
S. 485. — Verordnung, betreffend Abſtempelung von Frachtbriefen für Kartoffeln aus der Ernte 1923, ©. 185. — Dritte Ver, 
ordnung über die Anpafjung der Stempelſteuer an die Geldwertänderung, S. 486. 


(Nr. 12674.) Verordnung, betreffend die Vergütung der Baukaſſenrendanten. Vom 12. September 1923. 


Unter Aufhebung der Verordnungen vom 21. Juni 1905 (Geſetzſamml. S. 319), betreffend die Vergütung 
der Baukaſſenrendanten bei den Bauten der Zivilverwaltung, und vom 1. Juli 1920 (Geſetzſamml. S. 386), 
betreffend die Reiſekoſten der Baukaſſenrendanten, treten vom Beginn des Rechnungsjahres 1923 ab folgende 
Beſtimmungen in Kraft: 5 

; 8 1. 


() Dürch Baukaſſen ſollen nur ſolche Zahlungen geleiſtet werden, die ihrer Natur nach nicht füglich 
bei den Hauptkaſſen der Provinzialbehörden erfolgen können. Es kommen hierbei hauptſächlich in Betracht: 
a) Lohnzahlungen an die bei den Bauten und zugehörigen Betrieben beſchäftigten Angeſtellten, Ar 
beiter und Fonftigen im Lohnverhältnis ſtehenden Perfonen; 
p) Zahlungen für Zwecke der Angeſtellten-, Kranken- und Invalidenverſicherung ſowie der Steuer- 
abzüge dieſer Perſonen; 
c) Zahlungen an Handwerker, Unternehmer uſw. für die bei den Bauten und Betrieben ausge⸗ 
führten Arbeiten und Lieferungen. : 
(2) Zu e ift vom Verwaltungschef feſtzuſetzen, bis zu welchen Höchſtbeträgen Zahlungen aus der Bau⸗ 
kaſſe beſtritten werden können. a 
(3) Der Verwaltungschef iſt unter Zuſtimmung des Finanzminiſters befugt, in Ausnahmefällen die 
Heranziehung der Baukaſſe zu anderweiten Zahlungsleiſtungen und auch zur Einziehung von anderen Ein— 
nahmen als den im § 4 angeführten anzuordnen. N 


82. 
Die Entſcheidung darüber, inwieweit gemäß § 1 Abſ. 1a bis e die Zahlungen im Einzelfalle durch 
die Baukaſſen zu leiſten ſind, hat durch die zuſtändige Provinzialbehörde zu erfolgen. 


83. a N 
(1) Oer Baukaſſenrendant erhält für alle Einnahmen und alle aus der Baukaſſe geleiſteten Zahlungen 
eine Vergütung, welche die Entſchädigung für die geſamte Kaſſenführung (einſchließlich der Gehilfenlöhne) 
und für die Rechnungslegung (mit einem Viertel der Vergütung) bildet. 
85 1 Die Höhe der Vergütung wird vom Verwaltungschef im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter 
eſtgeſetzt. 
) Legt eine Hauptkaſſe oder eine andere Kaſſe die Rechnung, fo iſt ein Viertel der beſtimmungs⸗ 
mäßigen Vergütung als Entſchädigung für die Legung der Rechnung von der Vergütung des Baukaſſen⸗ 
rendanten in Abzug zu bringen. Dieſes Viertel der Vergütung erhält, ſoweit nicht die Beſtimmungen des 
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Abſ. 5 Platz greifen, der Rendant derjenigen Kaffe, die die Rechnung legt; hat die Hauptkaſſe die Rechnung 
zu legen, ſo iſt der Betrag als erſpart zu verrechnen. 

(4) Für die Zahlungen, welche die Hauptkaſſe der Provinzialbehörde durch eine mit ihr im Abrech⸗ 
nungsverkehr ſtehende Kaſſe leiſten läßt, wird, auch wenn mit der zahlenden Kaſſe eine Baukaſſe verbunden 
iſt, eine Vergütung nicht gewährt. 

(5) Wird die Verwaltung der Baukaſſengeſchäfte dem Verwalter einer ſtaatlichen Kaſſe oder einem 
unmittelbaren Staatsbeamten übertragen, ſo iſt ſie von dieſem hauptamtlich zu führen. In dieſem Falle 
kann von dem Verwaltungschef im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter beſtimmt werden, daß die Ver⸗ 
gütung nach Abſ. 1 bis 3 zu errechnen und der Staatskaſſe als Verwaltungskoſtenbeitrag zuzuführen iſt. 


§ 4. 

Für Dienſtreiſen nach den Zahlungsſtellen und zwecks Erhebung der aufkommenden Gelder bei aus⸗ 
wärtigen Verpachtungen oder Verſteigerungen erhält der Baukaſſenrendant Reiſekoſten nach Maßgabe des 
Geſetzes über die Reiſekoſten der Staatsbeamten vom 3. Januar 1923 (Geſetzſamml. S. 3), den dazu er⸗ 
gangenen Ausführungsbeſtimmungen und den für die Amtsbezirksreiſen erlaſſenen Sondervorſchriften. Die 
Reiſekoſten werden nach Stufe II ($ 2 des R. K. G.) gewährt, ſofern der Baukaſſenrendant nicht nach feiner 
Dienſtſtellung im Hauptamte einer höheren Beſoldungsgruppe angehört. ; 


9 5. 5 

Sämtliche ſächlichen Koſten der Verwaltung der Baukaſſe, einſchließlich der Koſten für Poſtſendungen 
im Staatsdienſte, werden nach einer vom Verwaltungschef in Übereinſtimmung mit dem Finanzminiſter zu 
erlaſſenden Anordnung unmittelbar auf die Staatkaſſe übernommen. 


8 6. 

(1) Der Verwaltungschef iſt im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter befugt, für das Rechnungs⸗ 
jahr 1922 nachträglich eine den Seitverhältniffen Rechnung tragende Erhöhung der im § 4 der Ver⸗ 
ordnung vom 21. Juni 1905 feſtgeſetzten Vergütung den Baukaſſenrendanten zu bewilligen. 


(2) Ausführungs- und Abergangsvorſchriften zu dieſer Verordnung werden vom Verwaltungschef im 
Einvernehmen mit dem Finanzminiſter erlaſſen. 


Berlin, den 12. September 1923. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. Wendorff. 


(Nr. 12675.) Vierte Verordnung des Staatsminiſteriums, betreffend Anpaſſung der Staats⸗ und Gemeinde⸗ 
ſteuern an die Geldwertänderung. Vom 25. Oktober 1923. 


Auf Grund des § des Geſetzes zur Anpaſſung der Steuergeſetze an die Geldwertänderung vom 31. Juli 1923 
(Geſetzſamml. S. 361) in der Faſſung der Verordnung des Staatsminiſteriums vom 1. September 1923 
(Geſetzſamml. S. 415) wird für das Vierteljahr Oktober bis Dezember und für den Monat November 1923 
als Verhältniszahl für die Anpaſſung der Staats- und Gemeindeſteuern an die Geldwertänderung ſeit dem 
1. April 1923 die Zahl 2 700 000 feſtgeſetzt. 

Berlin, den 25, Oktober 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Severing. v. Richter. 


Giegel.) 
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(Nr. 12676.) Zweite Ausführungsverordnung des Juftizminiſters zum Reichsgeſetz über Mieterſchutz und 
Mieteinigungsämter vom 1. Juni 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 353). Vom 22. Oktober 1923. 


Auf Grund des § 42 Abſ. 3, § 45 Abſ. 2, § 46 des Mieterſchutzgeſetzes in Verbindung mit § 24 der An- 
ordnung für das Verfahren vor dem Mieteinigungsamt und der Beſchwerdeſtelle vom 19. September 1923 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 889) wird folgendes beſtimmt: . 


$1. 

Will das Beſchwerdegericht bei der Entſcheidung einer Rechtsfrage von der ihm bekannten Entſcheidung 
eines anderen Landgerichts oder, falls über die Rechtsfrage bereits eine Entſcheidung des Kammergerichts 
ergangen iſt, von dieſer abweichen, ſo hat es die Sache dem Kammergericht unter begründeter Darſtellung 
der eigenen Rechtsanſicht zur Vorabentſcheidung über die Rechtsfrage (Rechtsentſcheid) vorzulegen. Das gleiche 
kann geſchehen, wenn es ſich um eine vom Kammergericht noch nicht entſchiedene Rechtsfrage von grund⸗ 
ſätzlicher Bedeutung handelt. Der Rechtsentſcheid des Kammergerichts iſt in der Sache verbindlich. 

a 8.2. 

(1) Für das Verfahren vor der Beſchwerdeſtelle werden Gebühren erhoben. Auf die Gebühren find die 
für die Berufungsinſtanz geltenden Vorſchriften des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes in ſeiner jeweiligen Faſſung 
entſprechend anzuwenden mit der Maßgabe, daß der Berechnung der Gebühren kein höherer Wert zugrunde 
gelegt werden darf als der Jahresbetrag der geſetzlichen Miete (§S 1 des Reichsmietengeſetzes). Der Jahres⸗ 
betrag iſt auf Grund des Monatsbetrages der geſetzlichen Miete zu ermitteln, der für den der Entſcheidung 
der Beſchwerdeſtelle vorhergehenden Monat Geltung hatte. Der Geſamtgebührenbetrag darf das Fünffache der 
vollen Gebühr des § 8 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes nicht überſteigen. 

(2) Neben den Gebühren werden die in dem Verfahren entſtandenen baren Auslagen erhoben. Auch 
für ihre Erhebung gelten die Vorſchriften des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes in feiner jeweiligen Faſſung ſinngemäß. 

(3) Der Anſatz und die Einziehung der Koſten richtet ſich nach den für das Verfahren in bürgerlichen 
Wa, geltenden Vorſchriften, ſoweit nicht der § 46 Abſ. 3 bis 5 des Geſetzes ein anderes 
beſtimmt. 

: 3 


83. 
Soweit die Aufgaben des Mieteinigungsamts einem Amtsgericht übertragen find, gelten außer der 
Vorſchrift im § 29 der Anordnung für das Verfahren vor dem Mieteinigungsamt und der Beſchwerdeſtelle 
vom 19. September 1923 (Reichsgeſetzbl. I S. 889) folgende weitere Vorſchriften: 

1. Die Feſtſtellung der Sicherung eines Erſatzraums kann ſchon in dem Prozeßverfahren über die 
Aufhebung des Mietverhältniſſes getroffen werden. 

2. Das Gericht kann den Gerichtsſchreiber mit der Abhaltung von Vorverhandlungen, insbeſondere 
der Einnahme eines Augenſcheins, beauftragen. Außerhalb der Sitzungen kann dieſe Anordnung 
der Vorſitzende treffen. 

3. Aus Vergleichen, die in einem vor dem Gerichtsſchreiber ſtattfindenden Verfahren geſchloſſen ſind, 
findet die gerichtliche Zwangsvollſtreckung ſtatt. 

Berlin, den 22. Oktober 1923. 


Der Juſtizminiſter. 


am Zehnhoff. 


(Rr. 12677.) Verordnung, betreffend Abſtempelung von Frachtbriefen für Kartoffeln aus der Ernte 1923. 
Vom 24. Oktober 1923. 


Auf Grund des § 6 der Verordnung über Notſtandsverſorgung vom 13. Juli 1923 (Reichsgeſetzbl. I S. 699) 
wird zur Verhinderung eines Notſtandes in der Verſorgung der Bevölkerung mit Lebensmitteln mit Zu— 
ſtimmung des Reichsminiſters für Ernährung und Landwirtſchaft für den Umfang des Regierungsbezirkes 
Sigmaringen folgendes verordnet: 1 


Kartoffeln dürfen auf der Bahn in Wagenladungen ſowie mittels Schiffes nur mit Beförderungs— 
papieren, die einen beſonderen Stempel tragen, verfandt werden. 


RR RER 


82. 
Die Stempelung der Beförderungspapiere erfolgt durch die Vorſitzenden der Amtsausſchüſſe. 
Für die Stempelung können Verwaltungsgebühren erhoben werden. 
Die näheren Beſtimmungen trifft der Regierungspräſident in Sigmaringen. 


83. 
Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften im § 1 unterliegen den Strafvorſchriften des § 13 der Ver- 
ordnung über Notſtandsverſorgung vom 13. Juli 1923. e 


> 4. 
Die vorſtehenden Beſtimmungen treten mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Sie verlieren ihre 
Gültigkeit, ſofern bis dahin nichts anderes beſtimmt wird, mit dem Ablauf des Monats November 1923. 


Berlin, den 24. Oktober 1923. 


Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Preußiſcher Staatskommiſſar für Volksernährung. 
Wendorff. 


(Nr. 12678.) Dritte Verordnung über die Anpaſſung der Stempelſteuer an die Geldwertänderung. Vor 
27. Oktober 1923. 


Auf Grund des Artikels 4 des Geſetzes vom 25. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 341) zur Anderung des 
Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895/26. Juni 1909 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 30. Juni 
1909 ſowie des Waſſergeſetzes vom 7. April 1913 und auf Grund des § 14 des Geſetzes zur Anpaſſung 
der Steuergeſetze an die Geldwertänderung vom 31. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 361) wird folgendes verordnet: 

Die in der Verordnung vom 8. Oktober 1923 (Geſetzſamml. S. 466) feſtgeſetzten Beträge werden mit 
Wirkung vom 1. November 1923 ab wie folgt erhöht: 

a) die Feſtſtempel des Stempeltarifs vom 30. Juni 1909/25. Juli 1923 (auch diejenigen, die neben den 
Wertſtempeln als Höchſt⸗ und Mindeſtſtempel oder für beſondere Fälle angegeben find) vom 
Zwanzigmillionenfachen auf das Neunmilliardenfache, wobei der aus der Erhöhung des Feſtſtempels 
von drei Mark ſich ergebende Betrag auf fünfundzwanzig Milliarden Mark abgerundet wird; 

b) die Freigrenze des § 4 des Stempelſteuergeſetzes von einer Milliarde Mark auf dreihundert 
Milliarden Mark; 

c) die Freigrenze der Tarifſtelle 71 Ziffer 2 Abſ. 3 unter b (Verträge über Arbeits- und Dienſt⸗ 
leiſtungen) von hundert Milliarden Mark auf dreißig Billionen Mark; 

d) der Mindeſtſatz des § 11 des Stempelſteuergeſetzes von zehn Millionen Mark auf drei 
Milliarden Mark. Die Stempelabgabe ſteigt in Abſtufungen von je fünfhundert Millionen Mark, 
1 überſchießende Stempelbeträge auf fünfhundert Millionen Mark nach oben abgerundet 
werden. 


Berlin, den 27. Oktober 1923. 


Der Finanzminiſter. 
In Vertretung: 
Weber. 


(Siegel.) 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. 7 Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerel. 
d Beſtellungen find an die Poſtauſtalten zu richten. 


